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1. Vorbemerkungen  

Die Entscheidung Hauer enthält eine besonders gründliche 
Grundrechtsprüfung. Dies betrifft sowohl die Gewinnung der 
Unionsgrundrechte als allgemeine Rechtsgrundsätze aus den nationalen 
Rechtsordnungen und der Europäischen Menschenrechtskonvention (vgl. Art. 
6 Abs. 3 EUV) als auch die Bestimmung der Grundrechtsschranken, für die 
der Gerichtshof allgemeine Kriterien (Gemeinwohlziel, Verhältnismäßigkeit, 
Wesensgehaltsgarantie) formuliert. Letztere haben schließlich Eingang in die 
Grundrechtecharta gefunden, die diese Kriterien in Art. 52 Abs. 1 GRCh 
ausdrücklich festschreibt. 

 
2. Sachverhalt 
Die Verordnung 1162/76 über Maßnahmen zur Anpassung des 

Weinbaupotentials an die Marktbedürfnisse untersagte für einen längeren 

Zeitraum die Neuanpflanzung von Weinreben. Die deutsche Winzerin 

Liselotte Hauer, der eine Genehmigung zur Anpflanzung von Weinreben 

auf ihrem Grundstück verweigert wurde, sah hierhin eine Verletzung ihrer 

Grundrechte. Das angerufene Verwaltungsgericht hatte Zweifel, ob die 

Gemeinschaftsverordnung in Einklang mit Grundrechtsgewährungen steht 

und legte dem EuGH Fragen zur Reichweite und Anwendbarkeit der 

Verordnung vor. Der EuGH hat die Anwendbarkeit der genannten 

Verordnung auf den vorliegenden Fall bejaht und in dem Verbot der 

Neupflanzung keine Beeinträchtigung der in Frage kommenden 

Grundrechte gesehen. 

 

3. Aus den Entscheidungsgründen 

[15]     Der Gerichtshof hat in dem erwähnten Urteil und später in seinem 
Urteil vom 14. Mai 1974 (Nold, Slg. 1974, 491) außerdem hervorgehoben, daß 
die Grundrechte zu den allgemeinen Rechtsgrundsätzen gehören, die der 
Gerichtshof zu wahren hat. Bei der Gewährleistung dieser Rechte hat der 
Gerichtshof von den gemeinsamen Verfassungsüberlieferung der 
Mitgliedstaaten auszugehen, so daß in der Gemeinschaft keine Maßnahmen als 
rechtens anerkannt werden können, die unvereinbar sind mit den von den 
Verfassungen dieser Staaten geschützten Grundrechten. Auch die 
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internationalen Verträge über den Schutz der Menschenrechte, an deren 
Abschluß die Mitgliedstaaten beteiligt waren oder denen sie beigetreten sind, 
können Hinweise geben, die im Rahmen des Gemeinschaftsrechts zu 
berücksichtigen sind. Diese Auffassung ist später in der Gemeinsamen 
Erklärung der Versammlung, des Rates und der Kommission vom 5. April 
1977 anerkannt worden, die – nach einer Bezugnahme auf die Rechtsprechung 
des Gerichtshofes – zum einen auf die durch die Verfassungen der 
Mitgliedstaaten garantierten Rechte und zum anderen auf die Europäische 
Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 4. 
November 1950 verweist (Abl. 1977, C 103, S. 1). 

(…) 

[23]     Mit dieser Feststellung ist das vom Verwaltungsgericht aufgeworfene 
Problem jedoch noch nicht erschöpfend behandelt. Auch wenn der 
Gemeinschaft nicht grundsätzlich die Möglichkeit abgesprochen werden kann, 
die Ausübung des Eigentumsrechts im Rahmen einer gemeinsamen 
Marktorganisation und aus strukturpolitischen Gründen zu beschränken, so ist 
doch noch zu prüfen, ob die in der umstrittenen Regelung enthaltenen 
Einschränkungen tatsächlich dem allgemeinen Wohl dienenden Zielen der 
Gemeinschaft entsprechen und ob sie nicht einen im Hinblick auf den 
verfolgten Zweck unverhältnismäßigen Eingriff in die Vorrechte des 
Eigentümers darstellen, der das Eigentumsrecht in seinem Wesensgehalt 
antastet. Diesen Vorwurf erhebt die Klägerin des Ausgangsverfahrens in der 
Tat. Sie ist der Ansicht, der Gesetzgeber dürfe nur aus Gründen einer 
Qualitätspolitik die Benutzung des Weinbaueigentums einschränken; sie 
besitze daher ein unverletzliches Recht, da die weinbauliche Eignung ihres 
Grundstücks anerkannt sei. Somit ist zu prüfen, welchen Zweck die 
umstrittene Verordnung verfolgt und ob zwischen den in dieser Verordnung 
vorgesehenen Maßnahmen und dem im vorliegenden Fall von der 
Kommission ein angemessenes Verhältnis besteht. 

(…) 

[28] Um diesem doppelten Anliegen Rechnung zu tragen, stellte der Rat mit 
der Verordnung Nr. 1162/76 ein allgemeines Neuanpflanzungsverbot auf, 
ohne – von ganz bestimmten Ausnahmen abgesehen – nach der 
Bodenbeschaffenheit zu unterscheiden. In dieser Allgemeinheit stellt das vom 

Rat verhängte Verbot nur eine einstweilige Regelung dar. Es ist dazu bestimmt, 
eine konjunkturelle Überschußsituation mit sofortiger Wirkung zu beenden 
und gleichzeitig endgültige strukturelle Maßnahmen vorzubereiten. 

[29] So verstanden führt die kritisierte Maßnahme nicht zu einer 
ungerechtfertigten Beschränkung der Ausübung des Eigentumsrechts. Denn in 
einer Lage, die durch eine anhaltende Überproduktion gekennzeichnet ist, 
hätte die Inbetriebnahme neuer Rebflächen wirtschaftlich gesehen keine 
andere Wirkung, als das Volumen der Überschüsse zu erhöhen. Darüber 
hinaus bestünde bei einer solchen Ausweitung auf dieser Stufe die Gefahr, daß 
die Verwirklichung einer Strukturpolitik auf Gemeinschaftsebene erschwert 
wird, wenn diese auf der Anwendung strengerer Kriterien für die Auswahl der 
zum Weinbau zugelassenen Böden beruht als die geltenden nationalen 
Rechtsvorschriften. 

[30] Aus alldem folgt, daß die Einschränkung der Benutzung des Eigentums, 
die das mit der Verordnung Nr. 1162/76 für einen begrenzten Zeitraum 
verhängte Verbot der Neuanpflanzung von Weinreben mit sich bringt, durch 
die dem allgemeinen Wohl dienenden Ziele der Gemeinschaft gerechtfertigt ist 
und das in der Gemeinschaftsrechtsordnung anerkannte und garantierte 
Eigentumsrecht nicht in seinem Wesensgehalt antastet. 

[31] Die Klägerin des Ausgangsverfahrens vertritt ferner die Ansicht, das mit 
der Verordnung Nr. 1162/76 verhängte Neuanpflanzungsverbot verletze sie 
insofern in ihren Grundrechten, als es eine Einschränkung der freien 
Ausübung ihres Berufes als Winzerin bewirke. 

[32] Wie der Gerichtshof bereits in seinem Urteil vom 14. Mai 1974 (Nold, 
a.a.O.) ausgeführt hat, trifft es zwar zu, daß die Verfassungsordnung 
verschiedener Mitgliedstaaten die freie Berufsausübung gewährleistet. Das so 
garantierte Recht ist aber weit davon entfernt, uneingeschränkten Vorrang zu 
genießen; es muß ebenfalls im Hinblick auf die soziale Funktion der 
geschützten Tätigkeit gesehen werden. Im vorliegenden Fall beeinträchtigt die 
umstrittene Gemeinschaftsmaßnahme in keiner Weise die Aufnahme des 
Winzerberufes oder dessen freie Ausübung auf Rebflächen, die gegenwärtig 
dem Weinbau gewidmet sind. Soweit das Neuanpflanzungsverbot die freie 
Ausübung des Winzerberufes beeinträchtigen sollte, wäre diese 
Beeinträchtigung allein auf die Beschränkung der Ausübung des 
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Eigentumsrechts zurückzuführen und fiele daher mit dieser zusammen. Die 
Einschränkung der freien Ausübung des Winzerberufes – unterstellt, sie läge 
vor – wäre somit aus den gleichen Gründen gerechtfertigt wie die 
Einschränkung der Benutzung des Eigentums. 


